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Habeck: Militärforschung
IMI-Aktuell 2024/169 vom 5. März 2024

Unter dem Header „Habeck im Interview zu Militär-
forschung“ hat das Handelsblatt ein viel beachtetes 
Interview mit dem Bundeswirtschaftsminister Habeck 
(Grüne) veröffentlicht, aus dem u.a. die Badischen 
Neuesten Nachrichten unter der Überschrift „Ein 
neues Denken“ (5.3.2024) zitieren: „‚Wir müssen bei 
Sicherheit und Wehrtechnik besser werden. Und das 
heißt auch, Innovationen zu stärken‘, so der Grünen-
Politiker. Er verweist auf Länder wie Israel, die auf 
diesem Gebiet weiter seien. ‚Die dort vibrierende Start-
up-Branche ist auch aus dem militärischen Komplex 
erwachsen: Drohnen, Hightech, Cybersecurity. Aus der 
Arbeit daran entstanden viele Nebenprodukte‘, sagte 
Habeck. Deutschland hingegen habe ‚in der leider irri-
gen Hoffnung, der ewige Frieden habe den Kontinent 
erreicht‘, lange zu wenig für die Sicherheit getan. ‚Im 
Grunde haben wir auch bei Innovationen und For-
schung abgerüstet‘, sagte Habeck. … Die Debatte ange-
feuert hatte zuvor jedoch die ‚Expertenkommission 
Forschung und Innovation‘, die ebendies [Abschaffung 
von Zivilklauseln] forderte. Die Experten beraten die 
Bundesregierung in forschungspolitischen Fragen und 
haben nun zum zweiten Mal in Folge eine Aufhebung 
der strikten[sic] Trennung zwischen militärischer und 
ziviler Forschung gefordert“. 
In der IMI-Analyse 2023/35 hatten Chris Hüppmeier 
und Robin Lenz bereits vor einem „Aufbruch in einen 
militärisch-universitären Komplex?“ gewarnt, die 
IMI-Analyse 2024/02 beschreibt die Rolle der Star-
tup-Nation Israel bei der Einführung von KI in die 
Kriegführung. Die offenbar strategisch vorbereitete 
Militarisierung der Hochschulen wird ein Thema des 
nächsten Zivilklauselkongresses Mitte März in Frank-
furt sein.

Wehrpflicht: Re-Aktivierung 2025?
IMI-Aktuell 2024/166 vom 5. März 2024

Spiegel Online zufolge soll Verteidigungsminister 
Boris Pistorius bis 1. April Konzepte angefordert 

haben, noch in dieser Legislatur wolle er eine Entschei-
dung auf den Weg bringen: „Verteidigungsminister 
Boris Pistorius macht bei der Wiedereinführung einer 
Wehrpflicht in Deutschland Tempo. Nach SPIEGEL-
Informationen hat er sein Haus angewiesen, bis zum 
1. April »Optionen für ein deutsches Wehrdienstmodell 
vorzulegen, das bedrohungsangepasst auch kurzfristig 
skalierbar einen Beitrag zur gesamtstaatlichen Resili-
enz liefert«.“
Favorit könnte das schwedische Modell sein, berich-
tet Spiegel Online weiter: „In Schweden gilt seit 2017 
wieder die Wehrpflicht, allerdings in einer anderen 
Form als in Deutschland vor der Aussetzung im Jahr 
2008. So werden in Schweden alle Schulabgänger 
gemustert, die Armee spricht dann gezielt Männer und 
Frauen an, die für die Truppe geeignet sind.“
Allerdings würde dabei in Schweden 10% eines Jahr-
gangs eingezogen, was in Deutschland jährlich rund 
40.000 Wehrpflichtige wären, weit über den 3.000 bis 
4.000, die von Pistorius als realistische jährliche Ziel-
größe angegeben wurden. Ferner Stelle sich die Frage 
der Wehrgerechtigkeit: „Ein weiteres Problem bei einer 
Wiedereinführung eines verpflichtenden Militärdien-
stes ist die Frage der Wehrgerechtigkeit. In Deutsch-
land hatte das Verfassungsgericht noch zu Zeiten der 
Wehrpflicht geurteilt, dass »möglichst alle verfügbaren 
Wehrpflichtigen« und nicht nur ein kleiner Teil einge-
zogen werden.“ (jw)

Gewerkschaft: Gegen Rüstung
IMI-Aktuell 2024/164 vom 5. März 2024

Nachdem sich zuletzt die IG Metall für ein Bekenntnis 
zur Aufrüstung stark gemacht hat (siehe IMI-Stand-
punkt 3/2024) kommt nun die Gegenposition zu Wort. 
„Gewerkschaften gegen Aufrüstung“ trägt einige Posi-
tionen aus der jüngeren Vergangenheit zusammen und 
begründet damit den Widerstand gegen den Kriegs-
kurs. Es ist ein Appell an die Gewerkschaften, sich dem 
Gerede von Kriegstüchtigkeit zu widersetzen und für 
ein friedliches Miteinander einzusetzen. (as)
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Militärübung: “Trojan Footprint”
IMI-Aktuell 2024/157 vom 1. März 2024

Vom 4. bis zum 15. März 2024 wird im Rahmen der 
Nato-Übung Steadfast Defender 2024 in Bulgarien, 
Georgien, Deutschland, Griechenland, Nordmazedo-
nien und Rumänien die internationale Übung „Trojan 
Footprint 2024“ stattfinden, wie das bulgarische Ver-
teidigungsministerium am 29. Februar mitteilte. An der 
Übung, die seit 2016 vom US Special Operations Com-
mand Europe (SOCEUR) durchgeführt wird und nach 
Angaben von TheSofiaGlobe die Fähigkeit der USA, 
der Nato-Verbündeten und der Partnernationen demon-
strieren soll, auf jede Bedrohung aus jeder Richtung 
entschlossen zu reagieren, werden Spezialeinsatzkräfte 
aus Albanien, Bulgarien, Frankreich, Georgien, Grie-
chenland, Italien, Montenegro, Nordmazedonien, Por-
tugal, Rumänien, Spanien, dem Vereinigten Königreich 
und den Vereinigten Staaten teilnehmen. Nach Anga-
ben des United States Special Operations Command 
Europe stellt Trojan Footprint die wichtigste Übung 
für Spezialeinheiten in Europa dar. “While the exercise 
is focused on improving the ability of SOF to counter 
myriad threats, it also increases integration with con-
ventional forces and enhances interoperability with our 
NATO allies and European partners,” so das US Spe-
cial Operations Command Europe nach Angaben von 
TheSofiaGlobe. (yd)

Texas: Waldbrand vs. Nuklearwaffenanlage
IMI-Aktuell 2024/149 vom 29. Februar 2024

Angesichts des fünftgrößten Flächenbrands in der 
Geschichte von Texas sah sich eine Nuklearwaffenan-
lage außerhalb von Amarillo am Dienstag (27. Februar) 
gezwungen ihren Betrieb vorübergehend einzustellen, 
wie democracynow.org berichtete. Das sogenannte 
„Smokehouse Creek Fire“ hat seit Montag mehr als 
300.000 Hektar Land verbrannt und zu Evakuierungen 
in Teilen von Texas und Oklahoma geführt. Im gesam-
ten Mittleren Westen wurden Hitzerekorde gebrochen, 
die sich nach Informationen von democracynow.org 
am Montag in Dallas mit bis zu 94 Grad Fahrenheit 
beziffern liefen. (yd)

Ukrainer*innen für Verhandlungen
IMI-Aktuell 2024/140 vom 28. Februar 2024

Wie multipolar berichtet, ergab eine Umfrage Umfrage 
des Kiewer Internationalen Instituts für Soziologie 
(KIIS) Ende Februar 2024: „72 Prozent der Befragten 
plädieren dafür, dass die Ukraine „zusätzlich zu mili-
tärischen Anstrengungen auch nach einem diplomati-
schen Weg sucht, den Krieg mit Russland zu beenden, 
um die menschlichen Verluste zu minimieren“.“

Genauer heißt es: „23 Prozent der Befragten glauben 
laut der aktuellen Umfrage hingegen daran, dass die 
Ukraine Russland nur mit militärischen Mitteln besie-
gen könne – „egal wie hoch die Opferzahlen sind“. 
Vier Prozent der rund 1.200 Befragten konnten sich 
nicht für eine der beiden Antworten entscheiden. Eine 
Antwortmöglichkeit mit der Forderung nach Diplo-
matie ohne parallele militärische Aktionen war in der 
Umfrage, die vom 5. bis 10. Februar telefonisch durch-
geführt wurde, nicht enthalten. Im Mai 2022 plädierten 
bei der KIIS-Umfrage nur 59 Prozent der Befragten für 
eine diplomatische Lösung, während noch 35 Prozent 
sich für einen streng militärischen Kurs aussprachen.“
Auch der Glaube an einen Sieg der Ukraine im Krieg 
scheint zu schwinden: „Die Mehrheit der ukrainischen 
Bevölkerung ist laut der Befragung weiterhin sicher, 
dass ihr Land den Krieg gewinnen wird. Jedoch ist der 
Glauben an einen „definitven“ Sieg der Ukraine von 
80 Prozent im Mai 2022 auf nur noch 60 Prozent im 
Februar 2024 gesunken. Auf die Frage, zu wessen Gun-
sten sich die Kampfhandlungen aktuell entwickeln, ant-
worteten lediglich 24 Prozent mit „Ukraine“. Zudem 
vermutet eine wachsende Minderheit von inzwischen 
32 Prozent der Befragten, das der Krieg mit territori-
alen Verlusten für die Ukraine enden werde.“
Abgefragt wurden in einer weiteren Umfrage auch die 
Unterstützung von Selenskij und von der Zwangsmo-
bilisierung: Die Umfragewerte von Selenskij sanken 
auf 16,2%, die Wahlen, die eigentlich im März 2024 
stattfinden sollten, verschob der Präsident mit Verweis 
auf den laufenden Krieg (die Zustimmungswerte für 
General Walerij Saluschnij lagen hingegen bei 38,2%).
90% der befragten Ukrainer*innen lehnten die Zwangs-
mobilisierung ab. (ja)


